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Armutspolitik und Arbeitspolitik
Ein Diskussionsbeitrag zu: Stephan Leibfried/Florian Tennstedt (Hrsg.): 
Politik der Armut und Die Spaltung des Sozialstaats

Von Rolf Rosenbrock

„Es ist kein leichtes Unterfangen", heißt 
es in der Einleitung zum 1985 erschie­
nenen Band „Politik der Armut und Die 
Spaltung des Sozialstaats" (Suhrkamp- 
Verlag, Frankfurt am Main) „über Armut 
in einer Gesellschaft zu berichten, die 
am liebsten übersähe, daß sich in ihr die 
Rand- und Grauzonen der Armut aus­
weiten" (S. 13). Dieser schwierigen 
Aufgabe haben sich die beiden Heraus­
geber Stephan Leibfried und Florian 
Tennstedt, Hochschullehrer in Bremen 
und Kassel, als wesentliche Träger der 
fachpolitischen Arbeitsgruppe „Armut 
und Unterversorgung" mit breitem 
Blickfeld (im Thema) und zugleich Akri­
bie (in der editorischen Qualität) ge­
stellt. Herausgekommen ist ein Band, 
dessen 16 (und deshalb angenehm kur­
ze) Beiträge alle (fast alle, s.u.) wichti­
gen Zugänge zum Problem der Armut 
eröffnen: Verwaltung und Finanzierung, 
Armut und Arbeitsmarkt sowie die 
wichtigsten Problemgruppen werden 
empirisch und analytisch in jeweils auch 
einzlen zu lesenden Aufsätzen abgehan­
delt, Verbindungslinien werden durch 
sorgfältige Querverweise angedeutet. 
Die besonderen Aufgaben der kommu­
nalen Ebene sowie der Wohlfahrtsver­
bände werden dadurch ebenfalls trans­
parent. Ein besonderes Kapitel ist der 
Armut und der Armutspolitik im interna­
tionalen Vergleich gewidmet, so daß die 
Konzentration auf die Bundesrepublik 
nicht in die Gefahr einer Kirchturmper­
spektive gerät. Ein vereinheitlichtes, 
durchweg vollständiges und aktuelles 
Literaturverzeichnis rundet den Ge­
brauchswert des Bandes für Praktiker 
und Wissenschaftler ab.
Die Herausgeber betonen, daß in der 
Gesellschaft eine „bestimmte Betrach­
tungsweise ... durch die Art der regel­
mäßigen Berichterstattung über Armut 
oder auch durch die Nichtberichterstat­
tung" geschaffen wird, sie kritisieren 
das Fehlen einer „regelmäßigen statisti­
schen 'Vermessung' der Armutsregio­
nen" in der Bundesrepublik (S. 29). mit 
diesem Band haben sie nicht zuletzt die 
Fluchtpunkte, Maßskalen und Raster ei­
ner solchen gesellschaftlich notwendi­
gen Vermessung geschaffen und fun­
diert. Jeder Versuch, den im Ergebnis

jämmerlichen, in der Konsequenz zyni­
schen Zustand bundesdeutscher Be­
richterstattung über Gründe, Ausmaß 
und Dynamik der Armut zu überwinden, 
wird sich an dieser Vorgabe messen las­
sen müssen.
Es ist dies ein notwendiges Buch, denn 
dem Vordringen der Armut in der Gesell­
schaft entspricht keineswegs eine 
wachsende öffentliche Besorgtheit. 
Kaum jemand mag sich konkret ausma­
len, wie unser System der sozialen Si­
cherung aussehen mag, wenn absehbar 
„etwa ein Viertel der bundesrepublikani­
schen Gesellschaft" in den Armutsbe­
reich gerät (S. 14 f.), alle Beteiligten wis­
sen oder ahnen zumindest: dafür ist es 
nicht gerüstet. Die derzeit politisch und 
wissenschaftlich dominante sozialpoli­
tische Sichtweise setzt einseitig auf 
(zunehmend ungefederte) Marktökono­
misierung der sozialen Sicherung und 
des Arbeitsmarktes, im Vordringen ist 
ein Gesellschafts- und Menschenbild, 
nach dem jeder seines Glückes Schmid 
und also auch verantwortlich für die 
Ketten seines Unglücks ist.
Die fragwürdige Perspektive heißt tech­
nologischer Durchbruch und organisa­
torische Umwälzung in der Arbeitswelt 
mit prioritärer Orientierung auf dem 
Weltmarkt. Sie soll Optimismus stiften 
und läßt deshalb im öffentlichen Den­
ken wenig Platz für das Vordringen von 
Fehl- bzw. Unterversorgung und Armut. 
Prozesse kollektiver Verdrängung finden 
statt: z.B. das von der baden-württem­
bergischen Landesregierung bei 19 re­
nommierten Professoren in Auftrag ge­
gebene Gutachten über „Perspektiven 
gesellschaftlicher Entwicklung" (1) ent­
hält zwar Analysen über „Gesellschaftli­
che Vielfalt: neue Lebenschancen, er­
neuerte Institutionen; innovative soziale 
Marktwirtschaft: Beschäftigungsmög­
lichkeiten in einer wachsenden Wirt­
schaft; Humanität, Flexibilität, Produkti­
vität: neue Chancen in der Arbeitswelt". 
Ein Kapitel aber zur „Sozialpolitik: eine 
neue Spaltung der Gesellschaft" o.ä., in 
dem die sozialpolitischen Folgekosten 
aller dort dargestellten staats- und ar­
beitspolitischen sowie demographi­
schen Entwicklungen aufsummiert und 
mit Lösungsvorschlägen konfrontiert 
würden, sucht man vergebens. Die in 
das Gutachten eingestreuten Bemer­
kungen zur Sozialpolitik beschränken 
sich weitgehend auf punktuelle Plädoy­

ers für Entstaatlichung sowie Privatisie­
rung der Risiken und der Leistungser­
bringung. Wären diesem Gutachten die 
Beiträge aus dem von Leibfried und 
Tennstedt herausgegebenen Band bei­
gesellt worden, es hätte so nicht mehr 
geschrieben werden können. Wie in der 
Welt der „Perspektiven" die Lösungs­
strategie für die ja implizit auch dort vor­
auszusehenden Spannungen im Verlauf 
des sozialen Wandels aussehen soll, 
spiegelt sich in der eher lakonischen Be­
merkung: „Personelle und soziale Wi­
derstände sind zu überwinden ... — ein 
Akzeptanzproblem" (Perspektiven, S. 
15). Man mag sich ausmalen, was dies 
im Bereich der sozialen Sicherung bei 
fortschreitendem Trend des Sozialab­
baus gerade auch für die ärmeren Bevöl­
kerungsschichten bedeuten würde.
Die realen Perspektiven verdüstern sich 
weiter angesichts des in der „Politik der 
Armut" berichteten Befundes, daß An­
sätze zu autonomer Selbstorganisation 
der Betroffenen „nur vereinzelt”  festzu­
stellen sind, während die „meisten 
Gründungen" (S. 360) auf die Initiative 
bestehender Organisationen zurückge­
hen und auch wenig Hilfe bei der „Rück­
kehr in den ersten Arbeitsmarkt" anbie­
ten können (S. 377).
Ausnahmen bilden vereinzelte Gruppen 
von „neuen Armen", also „Absteigern 
aus den (unteren) Mittelschichten", für 
die am ehesten „Existenzmöglichkeiten 
am Rande und in den Nischen der Ge­
sellschaft ... lebbar”  erscheinen (S. 378 
f„  S. 357). Quantität, Qualität und Dy­
namik aller Selbsthilfeansätze zeigen, 
daß Probleme der Armut sich absehbar 
weder erfolgreich noch gar flächen­
deckend durch solche Ansätze angehen 
lassen.
Die klassischen Träger der Sozialpolitik 
bleiben also gefordert und werden es mit 
sich verschärfenden und vermehrenden 
Problemlagen und -gruppen sicherlich 
zunehmend mehr. Dazu müssen Lö­
sungsvorschläge erarbeitet werden. Sie 
müssen Antworten enthalten auf die von 
Leibfried/Tennstedt diagnostizierten 
„dreierlei Strukturveränderungen", vor 
denen „das überkommene System der 
Sozialpolitik ... versagt": 1. „die 'ver­
schlafene' Rentenreform"; 2. „die 'Krise 
der (Erwerbs-) Arbeitsgesellschaft'"; 3. 
die „Krise des bürgerlichen Familienleit­
bildes" angesichts der auch demogra­
phischen Veränderungen (S. 22).

Die Diskussion über solche Lösungsvor­
schläge ist unter den damit befaßten So­
zialwissenschaftlern derzeit offen, z.T. 
kontrovers. Die Herausgeber haben des­
halb gut daran getan, auf den Versuch zu 
verzichten, die Autoren des Bandes auf 
eines der strategischen Modelle von Ar­
mutspolitik (Mindestsockelung im Rah­
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men bestehender Sicherungssysteme, 
von der Erwerbsarbeit abgekoppeltes 
garantiertes Mindesteinkommen, Resig­
nation vor der Problemlawine) zu ver­
zichten. Für jede dieser Positionen sind 
im Band zahlreiche Belege zu finden. Al­
lerdings befaßt sich kein eigenständiger 
Beitrag mit den Voraussetzungen und 
Folgen der erstgenannten Position. Dar­
aus ergibt sich eine Dominanz von Plä­
doyers für Konzepte eines „garantierten 
Mindesteinkommens", was aber — 
auch wenn man dieses Konzept nicht 
teilt — den Beiträgen nicht viel von ih­
rem analytischen Wert nimmt.
Im Zentrum der strategischen Überle­
gungen des Bandes steht der konzeptio­
nelle Einleitungsbeitrag der Herausge­
ber, der in die Schlußfolgerung mündet, 
daß „sich dieser Sozialstaat in einer um­
fassenden Integration und Grundsiche­
rung ... bewähren — oder an ihr (der Kri­
se der sozialen Sicherung — der Verf.) in 
zunehmender Polarisierung scheitern 
(wird). Die Weichen dazu werden in der 
Politik der Armut gestellt" (S. 32). 
Gegen die dem Band zugrundeliegende 
Analyse und einige Schlußfolgerungen 
habe ich einige Einwände, die ich im fol­
genden allerdings nur skizzieren kann. 
Ich vertrete dabei die These, daß das 
Buch nicht nur von der Armut handelt 
(was seine Qualität ausmacht), sondern 
auch aus dem Blickwinkel der Armut ge­
schrieben ist (was die richtige Dimen­
sionierung in der Einschätzung z.B. von 
Ursachen und Lösungsmöglichkeiten 
beeinträchtigen kann). Dieser Blickwin­
kel hat Konsequenzen, die für die Trag­
fähigkeit politischer Strategieentwürfe 
verhängnisvoll sein können: a) Das Pro­
blem der Armut wird künstlich isoliert, 
b) Die Ursachen der Verschärfung die^ 
ses Problems werden schwerpunktmä­
ßig im Bereich der Sozialpolitik, nament­
lich im System der Sozialversicherung 
verortet. Dadurch gerät c) der eigentli­
che Problemgenerator, das Beschäfti­
gungssystem, unzulässig an den Rand 
des Blickfeldes. Dies führt zu d) mißli­
chen Konsequenzen für die Bestim­
mung der politischen Kräfte, die eine 
Trendumkehr herbeiführen könnten.
Zu a) Die Autoren gehen sicher zu Recht 
davon aus, daß die Suche nach überzeit­
lich gültigen Grenzen „absoluter Ar­
mut" wenig ergiebig ist, „daß auch ab­
solute Grenzen relative Markierungen 
bedeuten" (S. 27). Zugleich konstatie­
ren sie, daß „die Demarkationslinien 
zwischen Arbeits- und Armenbevölke­
rung immer deutlicher gezogen wer­
den" (S. 15). Solche Demarkationslinien 
lassen sich aber weder aus ihrem Bei­
trag noch aus den anderen Aufsätzen 
herausdestillieren. Im Gegenteil wird in 
fast allen Beiträgen des Bandes (spe­
ziell: S. 259 ff.) reichlich Material für

Rezension

Die Regenbogengesellschaft
Seit die Zuwachsraten des Sozialstaats an Gren­
zen gekommen sind, die Wohlfahrtsverbände sich 
der Kritik der neuen sozialen Bewegungen ausge­
setzt sehen und den heute erwerbstätigen be­
wußt wird, daß sie morgen die ungeliebten Alten 
sind, für deren Renten niemand mehr aufkommen 
mag, macht man sich allenthalben Gedanken um 
die Zukunft der Arbeitsgesellschaft, der sozialen 
Sicherung, des Sozialstaats.
Ein brillant schreibender, in der europäischen Gei­
stesgeschichte verwurzelter Vordenker aus der 
Alternativszene (und Altenativen zu den bisheri­
gen Denkmodellen sind gefragt) ist Joseph Hu­
ber, dessen Buch „Die Regenbogengesellschaft" 
bemerkenswerte Analysen und programmatische 
Perspektiven der Sozialpolitik eröffnet.

Joseph Huber: Die Regenbogengesellschaft. 
Ökologie und Sozialpolitik. Frankfurt 1985

Huber weiß, daß er mit dem Titel Symbole kreiert, 
er tu t es bewußt. Alte Leitbilder (z.B. das der so­
zialen Marktwirtschaft) sind verblaßt, das Bedürf­
nis nach Sinn und Orientierung ist aber gerade in 
der Flut von Fakten und Daten einer technokrati­
schen Gesellschaft stark. Findet dieses Bedürfnis 
keine vernünftige ideelle Entsprechung, tr itt Un­
vernünftiges an seine Stelle. Der Regenbogen 
symbolisiert das Ende der Sintflut, Wasser und 
Licht werden jetzt fruchtbar genutzt. Wo der Re­
genbogen die Erde berührt, ist der Topf Gold im 
Märchen zu finden, ist Wohlstand. Der Regenbo­
gen verbindet Himmel und Erde, göttliche und 
menschliche Ordnung, bzw. natürliche und ge­
sellschaftliche, ökologische und soziale Ordnung. 
Das Überraschende an Hubers Buch ist die Herlei­
tung einer Zukunftsgesellschaft aus der Wert­
orientierung, wie sie seit der französischen Revo­
lution unsere Gesellschaften bestimmt. Freiheit, 
Gleichheit, Brüderlichkeit nennt er den Werte­
trias, Ideentrias, den ideellen Entwicklungscode 
der Industriegesellschaft. Freiheit steht für (Wirt­
schafts-Liberalismus, der sich in Marktwirtschaft 
widerfindet. Gleichheit steht für die Ideen des So­
zialismus, der mittels Demokratie für soziale Ge­
rechtigkeit sorgt, Brüderlichkeit für Solidarität 
und Nächstenliebe, für Ordnung zwischen den 
Menschen und zwischen Menschen und Natur. 
Huber geht es um die wietere Entschlüsselung 
und Rekombinierung des Entwicklungscodes, um 
die Optimierung der drei Ideenstränge, statt eines 
unfruchtbaren Verdrängungswettbewerbs, wie 
wir ihn uns bisher leisteten.
Ohne Brüche zeichnet Huber den Übergang von 
dem Gedankengut der Aufklärung der französi­
schen Revolution, der damit verknüpften indu­
striellen und ökonomischen Entwicklung zu unse­
rem gegenwärtigen Gleichgewicht aus Markt­
wirtschaft und Sözialstaat und zu einer zukünfti­
gen umweltverträglichen Sozial- und Wirtschafts­
entwicklung mit neuer Verteilungspolitik, interna­
tionaler Zusammenarbeit und vielen Freiräumen 
jenseits von Markt und Staat. Huber zeichnet das 
Bild einer sanften und starken Evolution mit flie­
ßenden Übergängen. Vielfarbig und integrierend 
wie sein Programm ist auch seine Sprache, in der 
Begriffe der Wirtschaftswissenschaften, Kyber­
netik, Biologie und Sozialwissenschaften und ei­
gene Sprachschöpfungen treffsicher kombiniert 
werden.
Mit der Entwicklung der Industriegesellschaft 
entstand die (alte) soziale Frage, die als „Arbeiter­
frage" wahrgenommen wurde. Als Reaktion dar­
auf gab es immer „Soziale Sicherung" für die Eta­
blierten im System, zur Sicherung deren Wohl­
stand, als Selbsthilfe, Risikokassen oder Versor­
gungssystem unter staatlicher Obhut und „So­
zialhilfe" als Linderung von Armut, für die Margi- 
nalisierten außerhalb des Systems. In wirtschaft­
lichen Krisen offentbart sich regelmäßig der Feh­
ler des Systems: das knapper werdende Geld 
langt nicht für die „soziale Sicherung,, der Eta­
blierten und die „Sozialhilfe" der Marginalisier- 
ten, also bedienen sich die wirtschaftlich Stärke­
ren im System.
Huber nennt das „Apartheidsökonomie". Auch 
der durch das Wirtschaftswunder realisierte 
„Wohlstand für alle" hat keinen sozialen Aus­
gleich gebracht, vielmehr die Ungleichheiten auf 
höheres Niveau gehoben. Mit dem Ende des Wirt­

schaftswunders ist unsere Wirtschaft in die Täler 
kurz-, mittel- und langfristiger Zyklen geraten; 
hier sieht Huber die Notwendigkeit und Chance, 
den Sozialstaat und seine Wirtschaftsordnung 
umzubauen, also weder abzubauen noch auszu­
bauen, wie einschlägige Maßnahmen bisher die 
Krise zu meistern versuchten.
Es sind neue soziale Fragen entstanden mit neuen 
Frontlinien: zwischen den Erwerbstätigen und 
den Nicht-Erwerbstätigen, den Organisierten und 
Nicht-Organisierten, denen im System und außer­
halb des Systems. Das System bietet Sicherheit, 
macht aber auch abhängig und passiv und tritt als 
der Neue Leviathan auf, beherrscht mit Geldlei­
stungen, Transferzahlungen und Dienstleistungen 
Markt und Staat. Den neuen Leviathan, der auch 
eine kontrollierende Seite hat, gilt es zu bändigen. 
Es geht um den Schutz der Soziosphäre, um die 
Entfaltung der Lebenswelt, jenseits von Markt 
und Staat. Beispielsweise müßten die staatlichen 
Eingriffe in die Familien, durch die Paternalisie- 
rung belohnt und Partnerschaft bestraft werden, 
abgeschafft werden (also auch nicht die Beloh­
nung und Diskriminierung umgekehrt verteilen). 
Die Bürger-, Basis- oder Laienbewegungen, aus 
vielerlei Gründen unter dem Begriff „Selbsthilfe- 
Gruppen" zusammengefaßt, könnten ein Gegen­
gewicht zum Universum von Geld- und Rechtsin­
stitutionen sein, zu bürokratischen Eliten, zu Pro­
fessionalismus und Expertokratie. Freiwillige so­
ziale Dienste könnten ergänzt werden durch frei­
willige obligatorische Dienste. Flexiblere Arbeits­
und Lohnstrukturen müssen die drei Alterskasten 
(Langzeitadoleszenz, Erwerbsleben, Frühvergrei­
sung) auflösen.
Fabrik und Büro haben sich geändert, die Produk­
tionsstruktur verändert sich, weg von der klassi­
schen Arbeiterschaft. Für Huber geht die Moder­
nisierung nicht zu schnell, sondern zu langsam, 
alte Produktionen werden zu lange gehalten. Ver­
billigung von Kapital (für Investitionen in moderni­
sierter Produktion) und Arbeit (zur Schaffung 
neuer Arbeitsplätze) bei gleichzeitiger Verteue­
rung von Produktion (zugunsten weniger hoch­
wertiger, ökologisch verträglicher Produkte) und 
Konsumtion ist das Steuerungsmittel der Wahl. 
„Transfertransparenz'' ist Huber ein besonderes 
Anliegen, damit könnte auch das Bewußtsein für 
die Leistungen der staatlichen Umverteilung ge­
weckt werden.
Die Erwerbsbezogenheit der gegenwärtigen Ren­
ten verhindert Flexibilisierung bei der Wahl der 
Wochenarbeitszeit. Huber plädiert für eine Mi­
schung aus Grundrenten, Leistungs- und Be­
triebsrenten und Privatvorsorge. Damit Lohn und 
Leistung gekoppelt bleiben schlägt er duale Ein­
kommensstruktur vor: subsistenzorientiertes Be­
darfseinkommen und. leistungsorientiertes Er­
werbseinkommen.
Schulen und Hochschulen sind für Huber Relikte 
des alten Leviathan. Chancengleichheit ist die Le­
benslüge des heutigen Sozialstaats. Stattdessen 
sehen wir uns einem bürokratiegeleiteten Ein­
heitsbrei in der Schulausbildung gegenüber. Hu­
ber schlägt vor, die Schul- und Studienzeiten zu 
halbieren bei Beibehaltung der Anzahl der Lehrer. 
Eingangsprüfungen in Beruf und Betrieb wären 
der Arbeitswelt dienlicher als Schulabgangs­
zeugnisse.
Huber schlägt Privatisierung überall dort vor, wo 
keine Hoheitsaufgaben berührt werden. Auch Be­
amtenprivilegien sind nur dort sinnvoll, wo sie zur 
Absicherung gegen Bestechlichkeit dienen (des­
wegen sind sie auch eingeführt worden). Privati­
sierung von Gewinnen erscheint ihm volkswirt­
schaftlich ebenso unsinnig, wie die Sozialisierung 
von Verlusten. Sinnvoll ist dagegen eine Ge­
mischtwirtschaft, Mischungen aus privaten und 
staatlichen Vermögen sind Huber vorstellbar.
Ein Bündel von Vorschlägen, mit denen Huber be­
wußt Leitlinien setzt. Auch Huber weiß, daß hier 
der Teufel im Detail steckt. Hubers Vorschläge 
sind teilweise auch bei anderen Autoren verschie­
dener politischer Couleur zu finden; neu ist bei 
Huber seine Verknüpfung und Bündelung der Vor­
schläge. Das Spannende an Hubers Buch ist die 
weitgehende Analyse, aus der er sein Programm 
ableitet und das Überzeugende ist der versöhnen­
de, evolutionäre Gedanke, der sein Buch kenn­
zeichnet. Klaus Hehl
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den gleichfalls von den Herausgebern 
vorgetragenen Befund geliefert, daß 
„Grauzonen und Schattenwirtschaft, al­
so vielfältige Schattierungen von Tätig­
keiten jenseits der Marktnormalität, zu­
nehmen und neue Gefährdungen wie 
Chancen darstellen" (S. 22). Während 
von solchen „neuen Chancen" bislang 
nicht viel zu sehen (aber viel Offizielles 
zu hören) ist, bezeichnen die „neuen 
Gefährdungen" einen äußerst realen 
Trend: Zwar stellt der kollektivrechtlich 
gesicherte Arbeitsvertrag auf Vollzeit­
basis derzeit und wohl auch noch auf 
lange Sicht den statistischen Normalfall 
dar. Aber dieser Vertragstypus und der 
durch ihn bestimmten Lebenslage be­
ginnt hinsichtlich der materiellen, recht­
lichen und sozialen Sicherung nach un­
ten hin auszufransen. In den Betrieben 
zeichnen sich Verlaufsformen und Fol­
gen dieser Entwicklungen und Verschie­
bungen erst in Umrissen ab. Das ar­
beitspolitische Terrain ist in Bewegung. 
Am unteren Rande und unterhalb der Er­
werbsarbeit bildet sich dabei eine in 
Quantität und Qualität brisante sozial­
politische Gemengelage: Sie besteht 
neben der offenen Massenarbeitslosig­
keit aus Teilzeitbeschäftigung in vielfäl­
tiger Form, Heimarbeit, Gelegenheits­
jobs, temporärer Beschäfitung in öffent­
lich subventionierten „zweiten Arbeits­
märkten", Teilnahe an arbeitsmarktpoli­
tisch induzierten Bildungsmaßnahmen 
(„Warteschleifen"), den politisch fungi­
bel gewordenen Leistungen der Arbeits­
losenversicherung und der Sozialhilfe 
sowie Erwerbsversuchen in der Schat­
tenwirtschaft oder sich alternativ ver­
stehenden Betrieben. An der Sicherheit 
der Altersrenten wird gezweifelt. Ange­
sichts dieser Entwicklungen mit ihren 
kaum absehbaren Folgen für die soziale 
Sicherung wird es immer weniger sinn­
voll, einen isolierten Bereich „Arm ut" 
herauszufiltern und für ihn Lösungsstra­
tegien zu entwerfen. Dieser Bereich läßt 
sich weder nach verfügbaren Ressour­
cen der Betroffenen (absolute Armuts­
grenze) noch nach zuständigen Inter­
ventionssystemen (Kommunen, Wohl­
fahrtsverbände vs. staatliche Politik, 
Gewerkschaften) noch nach sozialpoliti­
schen Gestaltungsprinzipien abgrenzen: 
Die „Kolonialisierung des Sozialstaats" 
(2) führt derzeit auch in den traditionel­
len Bereichen der Sozialversicherung 
durch Leistungsabbau, Erschwerung der 
Leistungsvoraussetzungen und Model­
len der „Selbstbeteiligung" zu einer zu­
nehmenden Erosion des Bedarfsprin­
zips. Es wird demnach bereits an „Trans­
ferbrücken" (S. 20) zwischen den Teil­
systemen der sozialen Sicherung ge­
baut. Dabei handelt es sich aber aus­
schließlich um Einbahnstraßen nach un­
ten: Die „polare Struktur" zwischen

„kollektivierten Transferleistungen" und 
den „einzelfallbezogenen Leistungen 
über die Armenpolitik" (S. 18) beginnt 
sich aufzulösen, die Grenzzone verla­
gert sich dabei in Richtung auf den 
zweiten Pol. Das Problemfeld der Sozial­
politik verbreitert und differenziert sich, 
die Zunahme von Armut ist ein integra­
ler Bestandteil dieser Entwicklung.
Zu b) Diese Entwicklungen können in 
der Perspektive durchaus die demokrati­
schen Grundstrukturen unseres Ge­
meinwesens ins Wanken bringen, es 
droht „eine Zersetzung sozialer Grund­
moral" (S. 16), der „Hinweis auf eine er­
strangige Gefahrenzone in dieser Ge­
sellschaft,, (S. 36) erscheint berechtigt. 
Zweifel allerdings sind angebracht an 
der These, daß die Krise des überkom­
menen Systems der sozialen Sicherung 
„der Sozialversicherung immanent" ist. 
Die Herausgeber begründen dies vbr al­
lem mit der vor ca. 100 Jahren durch 
zentralstaatliche Intervention geschaf­
fenen Spaltung des sozialstaatlichen 
Leistungsspektrums für die Gruppen der 
Arbeitsbevölkerung und der Armutsbe­
völkerung (S, 17). Dem stellen sie ihre 
Forderung nach einer „Staatsbürgerver­
sorgung" (S. 20) entgegen, wobei sie 
— eher implizit, aber unüberhörbar — 
der Arbeiterbewegung und ihren politi­
schen Repräsentanzen in Parteien und 
Regierungen eine Mitverantwortung 
von der von ihnen (vgl. a)) überscharf 
akzentuierten Spaltung in Arme und Ar­
beiter zuweisen. Bei dieser Betrachtung 
kommt aber vor allem der Umstand zu 
kurz, daß die Spaltung der Leistungssy­
steme für Arbeiter und Arme seit 100 
Jahren Teil eines einheitlichen Konzepts 
im herrschaftlichen Umgang und in der 
Kompromißbildung mit der gesellschaft­
lichen Arbeitskraft ist.
In Europa haben sich historisch drei un­
terschiedlicher Konzepte als Grundmo­
delle der sozialen Sicherung herausge­
bildet. Sie unterscheiden sich nicht so 
sehr in ihrer Leistungshöhe (die poli­
tisch-konjunkturell variabel ist), sondern 
vielmehr in dem Ausmaß, in dem sie die 
Geldabhängigkeit der Lohnabhängigen 
verringern, den Marktzwang für Ar­
beitskräfte materiell und ideologisch 
verstärken oder lockern (3).
Im wirtschaftsliberalen Grundmodell 
(vor allem Großbritannien) wird dem 
Markt als Entscheidungsinstanz zur Ver­
teilung von Ressourcen größtmögliche 
Autonomie gewährt, durch das Konzept 
der Anspruchsberechtigung auf der Ba­
sis von Bedürftigkeitsprüfungen soll 
weitgehend verhindert werden, daß sich 
der einzelne dem Markt entziehen kann. 
Im sozialdemokratischen Grundmodell 
(vor allem Schweden) steht die Minde­
rung der Geldabhängigkeit der Lohnab­
hängigen (und damit auch deren not-

Materialien (II)

Sozialpolitik. „Tendenzen zur Privatisierung so­
zialer Probleme und eine Ausgaben-Vermei- 
dungsstrategie im Interesse einer florierenden 
Wirtschaft”  kritisiert das Diatonische Werk 
Württemberg in seinem „Arbeitsbericht 1984". 
Diatonisches Werk der evangelischen Kirche in 
Württemberg e.V, Heilbronner Straße 180, 
7000 Stuttgart 1

Arbeitszeit und Lebenszeit. Die Forschungs­
gruppe „Arbeitszeit und Lebenszeit" an der 
Universität Bremen untersucht die Zusammen­
hänge zwischen zeitlicher Beanspruchung und 
Zeitverwendung in und außerhalb der Erwerbs­
arbeit. Im Vordergrund stehen solche theoreti­
sche Überlegungen und empirische Erhebun­
gen, welche die Verminderung und Flexibilisie­
rung der Arbeitszeit einerseits und die Vermeh­
rung und Flexibilisierung der übrigen Zeit als 
zwei aufeinander bezogene Seiten der Chance 
zu selbstbestimmterer Verfügung über Zeit be­
greifen: Lebenszeitflexibilisierung. Informa­
tionen:
Arbeitsgruppe Arbeitszeit und Lebenszeit, Uni­
versität Bremen, Fachbereich 8, Postfach 
33 04 40, 2800 Bremen 33

Soziale Lage in Österreich. Das österreichische 
Bundesministerium für soziale Verwaltung hat 
den „Bericht über die soziale Lage 1984 (So- 
zialberichtl" vorgelegt, der interessante Ein­
blicke in die spezifische soziale Situation Unse­
res Nachbarlandes erlaubt und zu Vergleichen 
mit der Lage in der Bundesrepublik anregt. 
Bundesministerium für soziale Verwaltung, 
Stubenring 1, A-1010 Wien

Ambulante Pflegehilfe/Praxis der Arbeitshilfe.
Zwei sozialrechtliche Aufsätze des Fachhoch­
schullehrers Prof. Dr. Utz Krahmer legt die Düs­
seldorfer Fachhochschule als Broschüre vor: 
die gutachtliche Stellungnahme „Zur Verpflich­
tung der Sozailhilfeträger, Initiativen zur ambu­
lanten Pflegehilfe finanziell zu unterstützen" 
und den Beitrag „Rechtliche Diskussion und 
Würdigung der gegenwärtigen Praxis der Ar­
beitshilfe nach dem Bundessozialhilfegesetz". 
Die Broschüre ist kostenlos zu beziehen bei der: 
Informations- und Pressestelle der Fachhoch­
schule Düsseldorf, Universitätsstraße, Gebäu­
de 23.31/32, 4000 Düsseldorf 1

Institut für soziale Arbeit. Das Institut für sozia­
le Arbeit in Münster hat eine Informationsmap­
pe m it Kurzinformationen zu laufenden oder 
eben abgeschlossenen Forschungsvorhaben 
vorgelegt. Einige Stichworte: Sozialpädagogi­
sche Familienhilfe, Kinder und Jugendliche aus 
Ein-Eltern-Familien in Erziehungshilfen, berufli­
che Bildung von Mädchen in Hessen, Weiterbrl- 
dungsmöglichkeiten für Erzieher und Erziehe­
rinnen, Mädchen und offene Jugendarbeit. 
Institut für soziale Arbeit e.V., Studtstraße 20, 
4400 Münster

Öffentlichkeitsarbeit. Einen „Tip für regionale 
Öffentlichkeitsarbeit" am Beispiel „Sozialversi­
cherungsrechtliche Absicherung des Risikos 
der Pflegebedürftigkeit" hat als Faltblatt der 
Fachausschuß Öffentlichkeitsarbeit des Deut­
schen Vereins herausgegeben.
Deutscher Verein für öffentliche und private 
Fürsorge, Fachausschuß XI Öffentlichkeitsar­
beit, Am Stockborn 1-3, 6000 Frankfurt am 
Main 50

Arbeitslose Jugendliche. Von 1978 bis 1984 
hat sich die Zahl der jugendlichen Arbeitslosen 
in Mannheim verdoppelt. 1984 war jeder vierte 
der als arbeitslos Gemeldeten jünger als 25 
Jahre. Das sind Ergebnisse einer Studie des 
Stadtjugendamts Mannheim („Strukturdaten 
über Arbeitslose im Bereich des Arbeitsamtes 
Mannheim für die Jahre 1978 bis 1984"). Wei­
tere Feststellung der Analyse: Die durchschnitt­
liche Dauer der Arbeitslosigkeit ist bei den ar­
beitslosen Jugendlichen in den letzten sieben 
Jahren gestiegen; waren 1978 noch 23,6 Pro­
zent über ein halbes Jahr arbeitslos, so sind es 
1984 bereits 37,7 Prozent, wobei dieser Trend 
zur Langzeitarbeitslosigkeit vor allem Mädchen 
und junge Frauen trifft.
Stadtjugendamt Mannheim, Postfach, 6800 
Mannheim 1
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wendige Voraussetzung: die Vollbe­
schäftigung) absolut im Vordergrund. 
Das in Zentraleuropa vorherrschende, in 
Deutschland durch die Bismarck'sche 
Sozialgesetzgebung geschaffene, kon­
servative Grundmodell beruht auf einer 
Mischung von staatsorientiertem sowie 
paternalistischem Reformismus und 
katholischer Soziallehre. Es dient vor­
rangig den Zielen eines aktiven, inter­
ventionistischen Staates und der loya­
len Unterordnung des einzelnen gegen­
über dem Staat und dem Arbeitgeber. 
Die Statusabgrenzungen zwischen ver­
schiedenen, als hierarchisch gedachten 
Gruppen je nach ihrem Beitrag zur Pro­
duktion, die diskriminierende Andersbe­
handlung „unproduktiver" Leistung­
sempfänger ist integraler Bestandteil 
dieses Konzepts. Für die Arbeiterbewe­
gung in Deutschalnd bestand wohl nie­
mals eine reale Chance, ein anderes 
Grundmodell gegen dieses Konzept 
durchzusetzen. Folgerichtig konzentrier­
te sie sich darauf, die hierarchischen 
und korporatistischen Elemente zurück­
zudrängen (mit beachtlichen, aber nicht 
umwälzenden Erfolgen) und vor allem 
die Leistungen insgesamt zu universali- 
sieren und in ihrem Niveau abzuheben 
(mit großem Erfolg). Natürlich besteht 
keines dieser Grundmodelle in reiner 
Form. In Deutschland hat z.B. die Arbei­
terbewegung in der Weimarer Republik 
— allerdings fast nie in der Regierungs­
verantwortung — Modifikationen und 
Ausweitungen durchsetzen können, an 
denen sowohl die konservativen Regie­
rungen während der Prosperitätsphase 
nach dem letzten Weltkrieg als auch die 
SPD/FDP-Regierung anknüpfen konn­
ten. Derzeit erleben wir in der Bundesre­
publik den Versuch, das konservative 
Grundmodell, welches in Richtung auf 
Egalisierung, Universalisierung und Lei­
stungsanhebung modifiziert worden ist, 
entsprechend dem marktradikalen Cre­
do des Wirtschaftsliberalismus umzuge­
stalten. Der Band von Leibfried/Tenn- 
stedt beleuchtet die Folgen dieser Ent­
wicklung im „Unterstück des traditio­
nellen Systems von Sozialpolitik" (S. 
24). Dabei verwischt sich manchmal 
der hier skizzierte Systemzusammen­
hang, die Verursachungszusammenhän­
ge verkürzen sich auf das vorfindliche 
System der Sozialversicherung, daraus 
abgeleitete Lösungsvorschläge („Staats­
bürgerversorgung") lassen den analyti­
schen Bezug auf die Genese und die 
Funktion dieses Systems im gesamtge­
sellschaftlichen Zusammenhang stel­
lenweise vermissen.
Zu c) Dies wird besonders deutlich an 
der schillernden Betrachtung, die dem 
Beschäftigungssystem als Verursa­
chung der Krise der Sozialpolitik zuteil 
wird. Kein Beitrag in diesem Band, der

diesen Zusammenhang nicht herstellt. 
Auch Leibfried/Tennstedt sprechen von 
der „Krise der herkömmlichen Politik der 
Sozialversicherung, der Arbeit und des 
Arbeitsmarktes ..." (S. 13), sie betonen, 
daß die soziale Sicherung zum „Sün­
denbock erklärt (wird), obwohl sie für 
diese Krise eher eine abhängige als eine 
bestimmende Rolle gespielt hat" (S. 
21), verweisen auf den Zusammenhang 
zwischen Senkung der Sozialleistungen 
und Erosionen bei den Lohneinkommen 
(S. 26) (4). Aber sie ghen diesen Weg 
nicht konsequent zu Ende, sondern ver­
fangen sich immer wieder in dem letzt­
lich sozialrechtlich begründeten und zu­
nehmend unscharf werdenden Gegen­
satzpaar „Arbeiterpolitik" und „Ar­
mutspolitik". Mit dem etwas irreführen­
den Terminus „Arbeiterpolitik" werden 
dabei die Ergebnisse staatlicher Politik 
in bezug auf die soziale Sicherung der 
Arbeitsbevölkerung bezeichnet. Ge­
meint sind jene Sozialleistunge, die un­
mittelbar von einem individuellen Bei­
trag in der Produktion abhängig ge­
macht sind. In einer Perspektive der Ar­
beitspolitik (das ist an dieser Stelle er­
heblich mehr als ein Unterschied von 
zwei Buchstaben) löst sich nicht nur 
dieses Gegensatzpaar weitgehend auf 
(weil Arbeiterpolitik und Armutspolitik 
dann als zwei funktional aufeinander 
bezogene Seiten des herrschaftlichen 
Umgangs mit der gesellschaftlichen Ar­
beitskraft erscheinen). Eine arbeitspoli­
tische Betrachtung nimmt darüber hin­
aus das Beschäftigungssystem, seine 
Veränderungen sowie seine durchaus 
nicht nur staatlich-politisch erzeugte 
Dynamik und Regulierung als Ausgang­
spunkt und Magnetfeld, auf das sich 
auch die staatliche Sozialpolitik immer 
direkter ausrichtet. Der Zusammenhang 
zwischen Beschäftigungssystem, Ar­
beitswelt und Sozialpolitik wird — im 
positiven wie im negativen — zuneh­
mend komplementär, einer eigenständi­
gen Sozialpolitik wird mehr und mehr 
der materielle und politische Boden ent­
zogen. Der Problemzugang von der Ar­
beitspolitik kann deshalb kaum als „zu 
global”  angesehen werden (S. 37), viel­
mehr verhilft er u.a. dazu, die Fragen 
nach der Dynamik auch des Armutspro­
blems, den Möglichkeiten und Grenzen 
seiner Regulierung sowie der möglichen 
Träger schärfer und umfassender zu dis­
kutieren.
Zu d) Gerade in der Analyse der mögli­
chen und durchsetzungsfähigen Träger 
einer Anti-Armutspolitik zeigen sich die 
Schwachstellen eines armutszentrierten 
Ansatzes. Die Sozialdemokratie steckt 
— so Leibfried/Tennstedt — in einem Di­
lemma. Sie kann für ein Programm der 
armutsbeseitigenden Grundsicherung 
keine Mehrheiten mobilisieren, das

„Ghetto" der Armut ist politisch zu 
schwach. Es fehlt ein „neuer sozialer 
Motor" (S. 19f.). Die Gewerkschaften 
können sich bilang nicht davon lösen, 
lediglich „arbeiterpolitik-zentrierte Ab­
wehrkämpfe gegen den Sozialabbau" 
zu führen (S. 26 f.). Die Folge ist eine all­
gemeine Konzeptions- und Hilflosigkeit 
(S. 20). Auch der von G. Vobruba zitier­
te Befund, „daß das Interesse für ein ga­
rantiertes Mindesteinkommen in allen 
politischen Lagen zu finden is t" (S. 59), 
macht ebensowenig eine bündnis- und 
durchsetzungsfähige Strategie aus, wie 
der Hinweis auf die „Zersetzung sozialer 
Grundmoral" bei Fortdauer der laufen­
den Entwicklung (S. 16) sowie auf die 
vielfältigen initiativen auf Länder-, Kom­
munal- und Verbandsebene (S. 190 ff., 
S. 268 ff., S. 357 ff.).
Angesichts der real existierenden Kon- 
zeptionslosigkeit in der Sozialpolitik, an­
gesichts auch der unbestreitbaren Tat­
sache, daß „die überkommene Struktur 
der Sozialpolitik”  für die derzeitigen und 
absehbaren Problemiagen „nicht flexi­
bel und leistungsfähig genug" ist (S. 
23), wäre es hämisch, den Autoren des 
Bandes das Fehlen einer ausgearbeite­
ten Strategie vorzuwerden. Ich möchte 
mich deshalb auf einige Thesen zu dem 
im Band mehrheitlich favorisierten Kon­
zept eines „Mindesteinkommens" be­
schränken, die über die oft gehörten ( 
und nur z.T. zutreffenden) Einwände der 
„Nicht-Finanzierbarkeit", der „Aushöh­
lung des gesellschaftlich notwendigen 
materiellen Arbeitsanreizes" etc. hin­
ausgehen:
•  Wenn es richtig ist, daß der gegen­
wärtig betriebene Abbau von Sozial­
staatlichkeit eine Folge von Entwicklun­
gen im Produktionssystem und ihrer po­
litischen Regulierung ist, haben Konzep­
te, die die sozialpolitischen Probleme 
auf sozialpolitischem, und nicht auf 
dem logisch und machtmäßig vorgela­
gerten produktionspolitischen Terrain 
lösen wollen, geringe Durchsetzungs­
chancen.
9 Wenn es richtig ist, daß Sozialversi­
cherung und Sozialhilfe zwei Seiten ei­
nes einheitlichen Umgangs mit der ge­
sellschaftlichen Arbeitskraft darstellen, 
dann ist es unwahrscheinlich, daß aus 
dem machtmäßig schwächer besetzten 
Bereich der Armut heraus weitreichen­
de Reformen durchgesetzt werden 
können.
9  Wenn es richtig ist, daß bei asymme­
trischen Machtverteilungen die unterle­
gene Seite jeweils nur die Elemente ih­
res Programms durchsetzen kann, die 
mit dem Programm der anderen Seite 
vereinbar sind, so kann zwar vielleicht 
ein Konzept der „Grundsicherung" für 
alle Bürger durchgesetzt werden. Es 
würde sich aber — bei unveränderter
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Großwetterlage — in Höhe und Ausge­
staltung im Rahmen des neokonservati­
ven Konzepts einer negativen Einkom­
menssteuer (vgl. S. 410 ff.) bewegen 
und sich deshalb kaum oberhalb des 
heutigen Sozialhilfeniveaus durchset­
zen lassen.

•  Veränderungen in Berechnungs­
grundlagen und Zugangsbedingungen 
zu Sozialleistungen vermögen kaum den 
Sachverhalt außer Kraft zu setzen, daß 
Sozialpolitik letztlich die Ergebnisse ge­
samtgesellschaftlicher Verteilungsaus­
einandersetzungen wiederspiegelt. Im 
Vordergrund steht deshalb nicht die 
„Verteilungsunhäfigkeit des Systems"

(S. 16), sondern die stattfindende Um­
verteilung von unten nach oben.
•  Jeder umfassende Reformvorschlag 
zum System der sozialen Sicherung 
muß sich dem Sachverhalt stellen, daß 
es selbst in ausgesprochenen Reform­
konjunkturen nicht gelungen ist, das 
konservative deutsche Grundmodell der 
sozialen Sicherung außer Kraft zu set­
zen oder umzustülpen (vgl. z.B. die „ver­
schlafene Rentenreform" S. 22). Wer 
unter den gegenwärtigen Bedingungen 
für einen Wechsel des Grundmodells (in 
Richtung auf sozialdemokratische Vor­
stellungen einer Minderung der Markt­
abhängigkeit) plädiert, müßte konkrete 
Akteure und gesellschaftliche Koali­

tionsmöglichkeiten für ein solches Un­
terfangen benennen.
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